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Staatliche Bevölkerungspolitik 

Von Klaus M. Leisinger 

Das Recht auf Weitergabe des Lebens ist - wie das Recht auf Leben selbst - ein Menschenrecht. 
Es steht allen Menschen aufgrund ihrer individuellen Würde unverletzlich und unveräußerlich 
zu. Anspruch auf die Wahrung der Menschenrechte hat jeder Mensch unabhängig von seiner 
gesellschaftlichen Stellung, seiner Religion oder anderer gesellschaftlicher Differenzierungs-
kriterien - einfach deshalb, weil er oder sie als Mensch geboren wurde.  

Trotz der universalen Gültigkeit der Menschenrechte hängt ihre Interpretation und praktische 
Umsetzung in manchen Ländern noch immer von politischen, religiösen und kulturellen Be-
sonderheiten ab. Dies hat Konsequenzen für das, was individuellen Elternpaaren im Zusam-
menhang mit Bevölkerungspolitik zugestanden oder zugemutet wird.  

Übergriffen staatlicher Gewalt in das Privatleben von Menschen ist immer mit Misstrauen zu 
begegnen. Wo durch politische und andere Zwangsmaßnahmen die Freiheit von Menschen 
eingeschränkt oder gar aufgehoben wird, über die Zahl ihrer Kinder in freier Verantwortung zu 
entscheiden, werden nicht nur Normen übertreten, sondern auch Menschenrechte verletzt.  

Hinzu kommt, dass ein solches Vorgehen auch sein Ziel verfehlt. Staatliche Bevölkerungspoli-
tik, die nicht auf der Zustimmung der großen Mehrheit der Bevölkerung beruht, hat wenig 
Chancen auf einen nachhaltigen Erfolg. Während eine ethisch legitimierte Bevölkerungspolitik 
auf der Zustimmung aufgeklärter Menschen zu individueller Entscheidungsfreiheit, 
empfängnisverhütenden Mitteln und anderen Maßnahmen gründet, muss bei unfreiwilligen 
Programmen permanenter Druck ausgeübt werden. Lässt der Druck nach, schwindet der Er-
folg. Hinzu kommt, dass staatlicher Druck und Zwangsmaßnahmen dort, wo sie in der Vergan-
genheit Anwendung fanden (z.B. in Indien in den 1970er Jahren), dem Gedanken der Famili-
enplanung auf lange Zeit schweren Schaden zugefügt haben.  

Voraussetzungen für eine angemessene, verantwortungsvolle Bevölkerungspolitik sind: 

• Vermeidung unerwünschter Schwangerschaften und der damit verbundenen Konse-
quenzen, insbesondere für die Gesundheit und die Entfaltungschancen von Frauen und 
Müttern;  

• Vermeidung oder zumindest Verminderung von Schwangerschaftsabbrüchen als Folge 
unerwünschter Schwangerschaften; 
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• Aufbau leistungsfähiger Gesundheitsversorgungssysteme sowie Verbesserung der 
Volksgesundheit; 

• Verhinderung oder Verlangsamung der Ausbreitung sexuell übertragbarer Krankheiten, 
insbesondere von HIV/Aids; 

• Schaffung gerechterer Geschlechterverhältnisse durch die Stärkung der gesellschaftli-
chen Stellung der Frauen sowie 

• Förderung des gegenseitigen Verständnisses und aktiver Partnerschaften zwischen 
Männern und Frauen sowie zwischen den Generationen 

Stand: Dezember 2007 

Nachdruck und Weiterverwendung des Artikels unter Angabe der Quelle erlaubt. Um Zusen-
dung eines Belegexemplars wird gebeten. 
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